
Antwort nnf die treten einiger Genossen

Hausgemeinschaft der Nationalen Front - Friedenskomitee
Einige Genossen wandten sich an „Neuer Weg“ mit der 

Frage, worin sich eine Hausgemeinschaft der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland von einem Friedens­
komitee unterscheidet. Die Genossen sind der Meinung, daß 
die hier vorhandenen Unklarheiten teilweise die weitere 
Mobilisierung der Bevölkerung erschweren, da man oft 
nicht recht wisse, ob nun Friedenskomitees oder Haus­
gemeinschaften der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland gebildet werden sollen.

Was ist beiden — den Hausgemeinschaften der Natio­
nalen Front, wie den Friedenskomitees — gemeinsam? 
Gemeinsam ist beiden Formen der Kampf um die Erhal­
tung des Friedens und die Aufklärung und Mobilisierung 
der Bevölkerung. In dieser Frage besteht zwischen den 
Hausgemeinschaften der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland und den Friedenskomitees keinerlei 
Unterschied. Im gegenwärtigen Augenblick besteht die 
wichtigste Aufgabe darin, die breitesten Schichten der Be­
völkerung aufzuklären und zur aktiven Mitarbeit zu mobi­
lisieren. Dabei spielt die Form, in der sich ihre Mitarbeit 
vollzieht, nur eine untergeordnete Rolle. Es ist deshalb 
verfehlt und schädlich, die Mobilisierung der Bevölkerung 
zu vernachlässigen, nur weil man sich nicht über die Form 
der Mitarbeit der Bevölkerung — Hausgemeinschaft der 
Nationalen Front oder Friedenskomitee — im klaren ist.

Die Frage: Hausgemeinschaft der Nationalen Front o d e r  
Friedenskomitee gewinnt erst dann Bedeutung, wenn zum 
Beispiel bestimmte Menschen, Einwohner eines Hauses usw. 
ehrlich für die Erhaltung des Friedens mitarbeiten wollen, 
sich jedoch vom Programm der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland gegenwärtig noch nicht angesprochen 
fühlen. Die Praxis zeigt — in Westdeutschland und West­
berlin gibt es täglich eine Fülle von neuen Beispielen —, 
daß diese Menschen durchaus mutig für die Erhaltung des 
Friedens kämpfen. Ihre Mitarbeit kann sich in einer ande­
ren Form, als der einer Hausgemeinschaft der Nationalen 
Front vollziehen. Zu den Begriffen Hausgemeinschaft der 
Nationalen Front und Friedenskomitee soll daher nach­
folgend eine kurze Erläuterung gegeben werden.

Hausgemeinschaften der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland werden dort entstehen, wo die 
Einwohner eines Hauses oder mehrerer Häuser (zum Bei­
spiel auf dem Dorfe) durch die Arbeit der Agitatoren­
gruppen unserer Partei bzw. der Aufklärungsgruppen der 
Nationalen Front bereits mit den wichtigsten Punkten des

Programms der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland vertraut sind und sich bereits auf die Platt­
form des Programms gestellt haben. Das heißt, daß in 
diesem Falle bei der Bevölkerung ein tieferes Verständnis 
zu den Problemen unseres nationalen Kampfes vorhan­
den ist.

Bei der Tätigkeit und Mitarbeit in den Friedenskomi­
tees gehen wir zuerst von dem Bekenntnis zum Kampf 
um die Erhaltung des Friedens aus, alle anderen Fragen 
treten davor zurück. Da sich das Vertrauen der breiten 
Schichten der Bevölkerung zur Politik unserer Regierung 
ständig festigt, ist es verständlich, daß sich in der Ent­
wicklung viele Mitglieder der Friedenskomitees gleichfalls 
auf die Plattform der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland orientieren und entschlossen sind, für die Ver­
wirklichung der gerechten Forderungen der Nationalen 
Front zu kämpfen. Gerade im Zusammenhang mit der 
Volksbefragung gegen die Remilitarisierung Deutschlands 
und für den Abschluß eines Friedens Vertrages im Jahre 
1951 erkennen bereits viele Mitglieder der Friedenskomi­
tees die untrennbare Verbindung des Kampfes um den 
Frieden mit der Verwirklichung der Forderungen der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland. Es gibt 
schon zahlreiche Anhänger des Friedens, die in den 
Friedenskomitees auch häufiger Diskussionen zu den Fragen 
unseres nationalen Kampfes wünschen. Wenn durch eine 
solche Entwicklung in den Friedenskomitees Beschlüsse zur 
Umwandlung in Hausgemeinschaften der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland gefaßt werden, so ent­
spricht dies dem demokratischen Recht der Bevölkerung.

Da in den Anfragen der Genossen häufig die Formu­
lierung „Hausausschüsse“ der Nationalen Front auf taucht, 
soll auch dazu eine kurze Erklärung gegeben werden.

Es gibt neben den Kreis- und Ortsausschüssen der 
Nationalen Front noch Stadtbezirksausschüsse oder in Groß­
städten auch Wahlbezirksausschüsse der Nationalen Front. 
Diesen Ausschüssen unterstehen auch die Aufklärungslokale, 
die immer mehr zum Zentrum der Aufklärungsarbeit wer­
den sollen. Von diesen Ausschüssen erfolgt auch die An­
leitung der Hausgemeinschaften der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland. „Hausausschüsse“ der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland gibt es also 
nicht. Die Genossen sollten darauf achten, daß falsche 
Bezeichnungen stets sofort korrigiert werden, damit keine 
Verwirrung entsteht. W e r n e r  N e ü b e r t

!

haben sich darum verpflichtet, von nun 
ab mehr Abonnements für West­
deutschland zu übernehmen.

Wöchentlich einmal werden die Er­
fahrungen der Agitatoren ausge­
tauscht, die Argumente kollektiv be­
handelt, seminaristische Beratungen 
durchgeführt und die konkrete Argu­
mentation der kommenden Woche aus­
gearbeitet, die dann einheitlich im ge­
samten Amt behandelt wird — natür­
lich unter Berücksichtigung der Be­
sonderheit jeder einzelnen Abteilung.

Dabei stellt sich oft heraus, daß 
Fragen, die in der innerbetrieblichen 
Schulung nicht genügend geklärt wer­
den konnten, individuell von den Agi­
tatoren aufgegriffen werden müssen.

Wenn wir auf diese Weise unsere 
Mitarbeiter kennenlernen und uns 
auch um ihre persönlichen Sorgen 
und Nöte kümmern, wird es uns leicht 
gelingen, ihr Vertrauen zu erwerben.

Wir werden darauf achten, daß die 
Parteileitung im Amt für Information 
die Agitatoren jetzt richtig anleitet

und ihre Erfahrungen auswertet. Auf 
diese Weise wird es uns gelingen, das 
Staatsbewußtsein der Verwaltungs­
angestellten weiter zu vertiefen, die 
Arbeitsmethoden in der Verwaltung zu 
verbessern und unsere Mitarbeiter mit 
der Politik der Regierung* und den 
Zielen unserer Partei vertraut zu 
machen.

G e r h a r d  Z a d e k
Diskussionsrede auf der Partei­
aktivtagung der Parteiorgani­
sation im zentralen Regierungs­
apparat am 23. April 1951 in Berlin
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